
Dr. Karl Birkhölzer
Technische Universität Berlin

Für eine “Soziale Ökonomie” und die Gestaltung eines “Dritten Sektors” 
als Ausweg aus Armut und Arbeitslosigkeit

Armut  und  Arbeitslosigkeit  und  auch  die  “Krise  des  Sozialstaates”  sind  einer  Ökonomie 
geschuldet, die die Gesellschaft aufteilt in einen ökonomischen Bereich, der als produktiv gilt 
und Geld erwirtschaftet, und in einen sozialen Bereich, der angeblich nur unproduktiv ist und 
Kosten  verursacht.  Diese  Ökonomie  ist  in  eine  Krise  geraten  und  deren  Fundament,  die 
Industriegesellschaft, hat ihre objektiven Wachstumsgrenzen erreicht. Sie muß daher durch 
eine  Ökonomie  ersetzt  werden,  die  alle  Formen  der  Produktion  und  Reproduktion 
menschlicher Lebensbedingungen erfaßt,  einschließlich der Hausarbeit  und der unbzahlten 
menschlichen Arbeit in allen Bereichen des Gesellschaft. Denn nur so lassen sich die sozialen, 
ökonomischen und ökologischen Probleme unserer Zeit lösen. In den nachfolgenden Thesen 
wird darauf eingegangen:

1. Angesichts des Ausmaßes krisenhafter Erscheinungen in der Welt (Massenarbeits-
losigkeit, Armut, soziale Ausgrenzung, Zerstörung der Lebensumwelten) ist es 
sinnlos, zwischen wirtschaftlichen und sozialen Fragen - und folglich  auch 

zwischen
Wirtschafts- und Sozialpolitik - zu unterscheiden. Das gilt unserer Meinung nach
ebenso für das Verhältnis von ökonomischen und ökologischen Problemen und der 
darauf bezogenen Politikansätze.

Die großen sozialen (und ökologischen)  Probleme am Ende dieses Jahrhunderts haben ihre 
Ursache  in  der  Ökonomie  und  müssen  folglich  auch  mit  ökonomischen  Mitteln  bzw. 
Veränderungen  angepackt  werden.  Umgekehrt  beruht  ein  Großteil  der  wirtschaftlichen 
Probleme,  insbesondere  in  den  Krisenregionen  der  Welt,  nicht  zuletzt   auf    einer 
(Zer-)Stö-
rung der Sozialbeziehungen bzw. der natürlichen Lebensbedingungen, und das erfordert 
insofern sozial- und umweltpolitische Interventionen bzw. Veränderungen.
Sich  auf  die  “sozialen  Fragen”  zu  beschränken  ,  ist  ein  Anachronismus  und 
möglicherweise sogar kontraproduktiv. In der eingeengten sozialpolitischen Gesichtsweise 
bleibt  auch  den  Betroffenen  und  ihren  Organisationen  oft  nur  die  moralische 
Argumentation,  d.h.  der  zumeist  hilflose  Appell  an  eine  abstrakte  Solidarität  oder 
Mitmenschlichkeit.  Dabei  produziert  die  relative  Wirkungslosigkeit  solcher  Appelle, 
ebenso wie die an die staatlichen Instanzen gerichteten politischen Forderungskataloge, oft 
nur lähmende Resignation und letzlich Handlungsunfähigkeit.

Es käme statt dessen darauf an, aufzuzeigen, wie soziale (und ökologische) Zielsetzungen 
mit veränderten wirtschaftlichen Mitteln und gezielten Interventionen in das Wirtschafts- 
und Finanzsystem praktisch erreicht werden könnten.

2.   Die  Massenarbeitslosigkeit  ist  ein  Versagen  der  Ökonomie  und  nicht  der 
Individuen und des Sozialstaates

Paradoxerweise  herrscht  gerade  in  Krisengebieten  kein  Mangel  an  Arbeit,  aber  ein 
eklatanter Mangel in der Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen zu 



ihrer eigenen Reproduktion, wobei es im Endeffekt  kaum einen Unterschied macht,  ob 
diese  Güter  und  Dienstleistungen  nun  gar  nicht,  nicht  ausreichend  oder  zu  nicht 
erschwinglichen Preisen angeboten werden. Die dafür notwendige Arbeit wird nicht getan, 
weil  sie  erstens  der   privaten  Wirtschaft  keine  ausreichenden  Gewinne  verspricht  und 
zweitens durch die Privatisierungs-Brille der Mainstream-Ökonomen und -Politiker nicht 
finanzierbar erscheint.
Dabei werden die Kosten der Arbeitslosigkeit und der Versorgungsmängel (wie die der 
Umweltschäden)  stets  unterschlagen.  Es  sind  aber  für  jedermann  sichtbar  gerade  die 
Kosten der wachsenden Langzeitarbeitslosigkeit, die den Sozialstaat in die Krise bringen. 
Allein in der Europäischen Union sind je nach Berechnung zwischen 20 und 30 Millionen 
Arbeitslose registriert,  weltweit sind nach Schätzungen von Entwicklungsorganisationen 
(IRED, Swissaid) zwischen 700 und 800 Millionen Erwerbstätige ohne Arbeit. In dieser 
Größenordnung ist die soziale Absicherung der von Arbeitslosigkeit Betroffenen (und ihrer 
Familien)  auf  sozialstaatlichem  Wege,  d.h.  durch  Steuern  und  Abgaben,  unter  den 
gegebenen  wirtschaftlichen  und  politischen  Umständen  tatsächlich  nicht  (mehr) 
finanzierbar.

Hierfür  sind  wiederum  nicht  die  bestehenden  Strukturen  der  sozialen  Sicherung 
verantwortlich  zu  machen,  die  angeblich  eines  Umbaus  oder  einer  “Modernisierung” 
bedürfen:  im  Gegenteil  besteht  der  eigentliche  “Mißbrauch”  darin,  die  Kosten 
wirtschaftlicher Fehlentwicklungen auf den Sozialstaat abzuwälzen. Fast täglich kündigen 
führende  (und  wohlhabende)  Wirtschaftsunternehmen  zu  ihrer  “Sanierung” 
Massentlassungen an.  Auch staatliche  Unternehmen,  die  öffentliche Verwaltung,  selbst 
Kirchen  und  Gewerkschaften  sehen  die  Lösung  ihrer  Probleme  nur  noch  in 
Personaleinsparungen. All diese angeblichen Sanierungsmaßnahmen  verschärfen aber nur 
die Krise, wobei z.B. im öffentlichen Sektor in Wirklichkeit gar keine Kosten eingespart, 
sondern nur an eine andere Stelle des öffentlichen Haushalts verlagert und dabei in der 
Regel sogar vermehrt werden, wodurch die öffentliche Verschuldung weiter erhöht wird.

Es  muß  sich  also  niemand  wundern,  wenn  dabei  letzlich  die  Funktionsfähigkeit  des 
Sozialstaates  als  Integrations-  und  Reparaturbetrieb  der  Industriegesellschaft  auf  der 
Strecke bleibt. Aber gerade wenn wir die Errungenschaften des Sozialstaats verteidigen 
wollen,  führt  kein  Weg  an  der  Erkenntnis  vorbei,  daß  die  gegenwärtigen  Probleme, 
insbesondere  die  Massenarbeitslosigkeit,  allein  mit  sozialpolitischen  Mitteln  bzw. 
Forderungen nicht mehr zu bewältigen sind.

3.  Die Krise des Sozialstaates erweist sich nur als Teil oder Folge einer tiefgreifenden 
Krise in der wirtschaftlichen und technologischen Basis einer Industriegesellschaft, 
die ihre objektiven Grenzen des Wachstums erreicht hat.
 
Im Konkurrenzkampf um die Weltmärkte vollzieht sich eine immer tiefere Spaltung der 
Ökonomie  in  Wohlstandszonen  einerseits  und  Krisengebiete  andererseits,  d.h.  eine 
Konzentration von Kapital und Ressourcen in immer enger werdenden Räumen, während 
Arbeitslosigkeit  und Armut  sich  ebenfalls  räumlich  konzentrieren  und den Fortbestand 
ganzer  Gemeinden  ,  Städte  und  Regionen  gefährden.  Nach  einer  Schätzung  britischer 
Experten  sind  bei  Fortbestand  der  gegenwärtigen  wirtschaftlichen  und  technologischen 
Entwicklung  bis  ins  Jahr  2000  allein  in  Westeuropa  ca.  100.000  kleinere  Städte  und 
Gemeinden in ihrer Existenz bedroht.

Aus diesem Grund greift auch die Teilungsdiskussion zu kurz. Sie richtet sich ohnehin in 
der  Regel  nur  an  die,  die  wenig  haben.  So  ist  z.B.  von  einer  Teilung  des 
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Produktivitätsfortschritts durch Rationalisierung nicht die Rede, statt  dessen werden die 
noch beschäftigten aufgefordert, den verbleibenden Rest an Arbeit (und Einkommen) mit 
den  Arbeitslosen  zu  teilen.  Die  Herausbildung  einer  neuen  Armut  auf  der  Basis  von 
Teilzeitbeschäftigung kann in den USA und in Großbritannien bereits beobachtet werden.

Entsprechend skeptisch beurteilen wir die Realisierbarkeit von Forderungen nach einem 
von Erwerbstätigkeit  unabhängigen Existenzgeld  oder  Bürgereinkommen.  Nun könnten 
entsprechende Modellrechnungen zwar nachweisen, daß die dafür erforderliche Geldmenge 
prinzipiell vorhanden wäre, allerdings müßten deren gegenwärtige Besitzer zu einer fast 
schon revolutionären Einkommensumverteilung bewegt werden.

4.  Arbeitslose brauchen Arbeit, keine Almosen

Selbst wenn es finanziell machbar und politisch durchsetzbar wäre, allen Arbeitslosen ein 
gesichertes  Einkommen  ohne  Erwerbstätigkeit  zu  garantieren,  erscheint  uns  die 
Vorstellung, ein Millionenheer von Arbeitsfähigen für Nichtstun zu bezahlen, nicht nur 
reichlich absurd, sondern auch menschenunwürdig. Arbeitslosigkeit ist weit mehr als nur 
der Verlust von Einkommen, ist Ausperrung von der Teilhabe an der gesellschaftlichen 
Produktion und damit eine Form der sozialen Ausgrenzung.

Dabei  geht  die  Debatte  vielfach  von  der  falschen  Annahme  aus,  daß  der 
“Arbeitsgesellschaft  die  Arbeit  ausgeht”.  In  Wirklichkeit  schrumpft  nur  das 
Arbeitsvolumen  im  privaten  gewinnorientierten  Sektor  der  Ökonomie,  der  als  “erster 
Arbeitsmarkt”  bezeichnet  wird.  Schon  im  öffentlichen,  staatlich  organisierten 
Wirtschaftssektor  kann  von  einem  Rückgang  des  gesellschaftlich  notwendigen 
Arbeitsvolumens (z.B.  in  den Bereichen Gesundheit,  Soziales,  Erziehung und Bildung) 
keine Rede sein, auch wenn derzeit unter der Parole vom “schlanken Staat” das Gegenteil 
propagiert wird.

Sicher ist  jedoch,  daß im verbleibenden sog.  “dritten Sektor” die Arbeit  in dem Maße 
zunimmt,  wie  sie  in  den  anderen  Sektoren  abgebaut  wird.  Mit  der  Zunahme  von 
Arbeitslosigkeit und Armut wird ein stets größer werdender Teil gerade der unmittelbaren 
Reproduktionsbedürfnisse  der  Bevölkerung,  aber  auch  der  kommunalen 
Infrastrukturbedürfnisse (einschließlich der ökologischen Aufgaben) aus den klassischen 
Wirtschaftssektoren ausgegrenzt  und der  Selbstorganisation der  Betroffenen überlassen. 
Damit wird der “dritte Sektor” gerade in Krisengebieten zum eigentlichen Schlüssel-Sektor 
der Entwicklung.

Dabei lautet die zentrale Frage, ob sich innerhalb dieser Schattenwirtschaft eine sozial-
darwinistische bis  kriminelle   oder eine solidarische Organisationsform durchsetzt.  Die 
Bezeichnung “informeller Sektor” ist in diesem Zusammenhang eher eine Verharmlosung, 
welche die Formierungsprozesse in diesem Sektor übersieht, die - wie gesagt - keinesfalls 
zwangsläufig nur positv zu beurteilen sind.

Im Gegenteil wäre es höchste Zeit, den vielerort destruktiven Tendenzen in der Formierung 
der  Schattenwirtschaft  die  Alternative  eines  solidarischen  und  gemeinnützigen 
Wirtschaftssektors entgegenzusetzen. In diesem Konzept einer “sozialen Ökonomie” wären 
auch  die  Fragen  der  sozialen  Sicherung  der  Bevölkerung  (d.h.  auch  in  der 
Nichterwerbsfähigen)  in  das  wirtschaftliche Handeln auf der  Ebene des  Gemeinwesens 
eingebettet. Dazu bedarf es zweifellos der Entwicklung einer neuen Unternehmenskultur, 
einschließlich  einer  spezifischen  Betriebs-  und  Finanzwirtschaftslehre  für  “soziale 
Betriebe”, in der wirtschaftliche, soziale und ökologische Zielsetzungen keine Gegensätze 
mehr darstellen, sondern gleichberechtigt zusammenwirken.
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